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Herr Ohoven, Bundeswirtschaftsminister
Peter Altmaier hat Anfang Februar
die Nationale Industriestrategie 2030
vorgestellt. Sie kritisierten, die Strategie
hofiere Großkonzerne und vernachlässige
den Mittelstand. Wo genau sehen Sie
Probleme in dem Papier?

Der Kardinalfehler der Nationalen Industrie-
strategie ist die Fokussierung auf Großkon-
zerne, der Mittelstand kommt darin prak-
tisch nicht vor. Das hat mich überrascht,
denn wir haben Peter Altmaier als sehr
mittelstandsfreundlich kennengelernt. Über
99 Prozent aller Unternehmen in Deutsch-
land sind aber Mittelständler – nachzulesen
auf der Homepage des Bundeswirtschafts-
ministeriums. Eine weitere Schwäche des
Papiers ist die mangelnde Technologieoffen-
heit. Niemand weiß heute, welchen Beitrag
etwa die Batteriezellenproduktion im Jahr
2030 zur Sicherung der Wettbewerbsfähig-
keit unserer Wirtschaft tatsächlich leisten
wird. Was Deutschland vielmehr braucht,
ist eine Wirtschaftspolitik, die verlässliche

Welche Rolle sollte der Mittelstand
aus Ihrer Sicht in einer deutschen
Industriestrategie spielen?

Die zentrale Rolle. Dazu braucht es jedoch
einen Paradigmenwechsel. Dem Mittelstand
muss künftig bei allen wirtschaftspoliti-
schen Entscheidungen Priorität eingeräumt
werden. Für den Gesetzgeber heißt das kon-
kret: Nicht zuerst an Großkonzerne denken
und danach Anpassungen und Nachbesse-
rungen für Klein- und Mittelbetriebe vorneh-
men, sondern umgekehrt.

Minister Altmaier will deutsche Unter-
nehmen vor der Übernahme durch
Firmen aus anderen Ländern schützen.Wie
sollte sich die Politik gegenüber expansiver
Wirtschaftspolitik anderer Staaten verhalten?

Unsere Mittelständler haben noch nie den
internationalen Wettbewerb gescheut. Ein
fairer Wettbewerb setzt allerdings voraus,
dass alle Beteiligten die Regeln einhalten. Im
Klartext: Die Öffnung des deutschen Marktes
für chinesische Investoren darf keine Ein-
bahnstraße sein. Hier muss dem Grundsatz
der Reziprozität Geltung verschafft werden.
Deutschland sollte sich generell gemeinsam
mit der Europäischen Union für eine Stär-
kung der Welthandelsorganisation WTO
einsetzen, genauso wie für mehr Freihan-
delsabkommen und gegen Produktpiraterie.
Hier ist eine internationale Lösung gefragt,
nationale Alleingänge führen nicht weit.

Es gibt bereits die „Friends of Industry“
in der EU. Die Gruppe europäischer
Industrieminister bespricht in gemein-
samen Ministerkonferenzen europäische
industriepolitische Themen. Braucht
Europa darüber hinaus eine gemeinsame
EU-Industriestrategie?

Allgemein ist ein abgestimmtes europäi-
sches Vorgehen sicher nationalstaatlichen
Alleingängen vorzuziehen. Minister Altmaier
hat zwar europäische Lösungen in die Stra-
tegie eingebunden, beispielsweise Airbus,
aber diese erinnern eher an Planwirtschaft
als an wirtschaftlichen Wettbewerb. Das ist
aus unserer Sicht ordnungspolitisch höchst
fragwürdig, der BVMW steht für eine freie
Marktwirtschaft. Zudem könnten sich dar-
aus kartellrechtliche Probleme ergeben.

Der Staat möchte Unternehmenszusam-
menschlüsse fördern, um aus kleinen und
mittelgroßen Firmen große Unternehmen
zu machen. Haben Mittelständler dadurch
jetzt eher die Chance zu wachsen und ihre
Marktposition zu verbessern?

Die Nationale Industriestrategie liegt in
diesem Punkt daneben. Erfahrungsgemäß
regelt der Markt Zusammenschlüsse von
Unternehmen durch den Wettbewerb bes-
ser, als es der Staat jemals könnte. Natürlich
muss dem Kartellrecht Genüge getan wer-
den. Außerdem sprechen, wie erwähnt, ord-
nungspolitische und kartellrechtliche Grün-
de gegen staatliche Eingriffe.

Im Übrigen gilt die Maxime „je größer,
desto besser“ nicht für den Mittelstand. Von
den weltweit rund 2700 Hidden Champions

kommt rund die Hälfte aus dem deutschen
Mittelstand, sie sind nicht wegen ihrer Größe
am internationalen Markt erfolgreich, son-
dern wegen ihrer einzigartigen Produkte.

Zur Stärkung des industriellen Mittel-
stands möchte das Bundeswirtschafts-
ministerium „maßgenaue Angebote und
Unterstützungen“ bereitstellen. Das klingt
erst mal sehr vage. Welche konkreten
Angebote und Unterstützungen benötigen
Mittelständler?

Etwa eine steuerliche Forschungs- und Ent-
wicklungsförderung, wie es sie bereits in
31 von 36 OECD-Staaten gibt. Dazu gehört
endlich auch ein Wagniskapitalgesetz. Zu-
dem brauchen wir einen flächendeckenden
Breitbandausbau, denn 70 Prozent der Mit-
telständler haben ihren Firmensitz abseits
der Metropolregionen.

Einer der größten Wettbewerbsnachtei-
le ist die hohe Steuerlast. Während andere
Länder wie die Vereinigten Staaten, Groß-
britannien oder Frankreich die Unterneh-
mensteuern kräftig gesenkt haben oder es
planen, verharrt Deutschland seit rund zehn
Jahren im steuerpolitischen Dämmerschlaf.
Der Unternehmensteuersatz beträgt bei uns
rund 31 Prozent. Er muss bei 20 Prozent ge-
deckelt werden, damit der Standort Deutsch-
land für Investitionen attraktiver wird. Da-
von kann momentan leider keine Rede sein.
Im OECD-Ranking zur Steuerattraktivität
belegen wir den vorletzten Platz.

Im Mittelstand ist die Innovatorenquote,
die den Anteil innovativer Unternehmen er-
fasst, von 2005 bis 2016 von 43 auf 27 Prozent

eingebrochen. Auch aus diesem Grund for-
dert unser Verband die Aufstockung des sehr
erfolgreichen Zentralen Innovationspro-
gramms Mittelstand (ZIM) von knapp 560 in
einem ersten Schritt auf 700 Millionen Euro
und dann auf eine Milliarde Euro pro Jahr.
Das fiele sogar in die unmittelbare Zustän-
digkeit des Wirtschaftsministers.

Mittelständische Unternehmen stehen vor
großen Herausforderungen im Bereich Digi-
talisierung und innovativem Fortschritt. Wie
kann die Politik die Entwicklung technischer
Fähigkeiten imMittelstand fördern?

Ob Deutschland in der Digitalisierung zur
Weltspitze aufschließen kann, hängt ganz
wesentlich vom Ausbau des Breitbandnet-
zes ab. Wir dümpeln derzeit auf Rang 28 der
Weltrangliste. Dieser blamable Wert ist einer
führenden Industrienation unwürdig.

Die Bundesregierung müsste massiv in
Digitalisierung und Künstliche Intelligenz,
also in unsere Zukunft, investieren. Tat-
sächlich gehen jedoch 57 Prozent des Bun-
deshaushalts für Soziales drauf, der Anteil
der Investitionen liegt hingegen nur bei elf
Prozent. Wir leisten uns ein Rentenpaket von
über 36 Milliarden Euro bis 2025, aber für
die Förderung der Künstlichen Intelligenz
sind nur 500 Millionen vorgesehen.

Hier stimmen die Relationen schon lan-
ge nicht mehr. Und es besteht leider wenig
Hoffnung auf Besserung: In den kommenden
Jahren bis 2021 steigt der Etat des Sozialmi-
nisteriums deutlich an, während die Res-
sorts Wirtschaft, Bildung oder Entwicklung
ihre Investitionen kürzenmüssen.

Wie sehr darf sich der Staat Ihrer
Meinung nach in die deutsche Wirtschaft
einmischen?

Der Staat, das lehrt die Erfahrung der ver-
gangenen Jahrzehnte, war noch nie ein guter
Unternehmer. Vom Vater der Sozialen Markt-
wirtschaft, Ludwig Erhard, stammt der tref-
fende Vergleich der Rolle des Staates mit der
eines Fußballschiedsrichters. So wie dieser
nicht mitspielen darf, so sei es auch dem
Staat nicht erlaubt mitzuspielen. Anders
gesagt: Der Staat sollte grundsätzlich keine
Aufgaben an sich ziehen, die Unternehmer
besser übernehmen können. Daran sollte
sich die Bundesregierung halten.

Das Interview führte Kim Berg.
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Vorbereiten auf den Abschwung
Alle Prognosen deuten darauf hin, dass die Wirtschaft vor einem Abschwung steht. Findige Mittelständler wählen bereits heute Strategien, 

um auch in Zukunft erfolgreich zu agieren. Wir stellen fünf mögliche Wege vor. Von Charlotte Schmitz

ENDLICH ZEIT FÜR DIE PRODUKTENTWICKLUNG

„Wir habenPläne für neueProdukte inder Schublade, diewir in
HochphasenwegenmangelnderKapazität nicht realisierenkönnen“,
sagt FerdinandMunk,GeschäftsführerderGünzburger Steigtechnik.
Der schwäbischeMittelständler fertigt Leitern für Industrie,Handwerk
undprivateNutzer sowie komplexeSteigtechnikanlagen fürdie
Flugzeugwartungoderden industriellenEinsatz.Derzeitwächst das
in vierterGeneration familiengeführteUnternehmenkontinuierlich
und stetig, und zwar sowohl bezogenauf dieZahl derMitarbeiter
als auchdenUmsatz. Ideen für neueProdukte liegenvor, bisher
ließdieAuftragslage jedocheineAusarbeitungnicht zu. InZeiten
nachlassenderNachfrage sollendieseProduktideen realisiertwerden.
„Wir habenals einederwenigenUnternehmen inderRegiondie letzte
Krise ohneEntlassungenoderKurzarbeit überstanden“, erinnert sich
GeschäftsführerMunk.Daher ist er zuversichtlich, dass ihmaucheine
nachlassendeKonjunktur nicht viel anhabenkann.Dies führt er auch
auf dasorganischeWachstumzurück. „Wirwollen ingutenZeiten
keine zuhohenKapazitäten aufbauen, diewir später nicht benötigen.“
Innovationen inder Steigtechnikwürden zudemeineDiversifizierung
unddieErschließungneuerMärkte ermöglichen.

INTERNET OF THINGS OHNE INTERNET

Wie kannmanWasseraufbereitungsanlagen in allerWelt
kontinuierlich beobachten?Das Brandenburger Unternehmen
MembraPure hat dafür eine Lösung gefunden,mit der es sich für
die Zukunft gerüstet fühlt.MembraPure vertreibt weltweit Geräte
für dieWasseraufbereitung in Laboren. Diese sind ans Internet
of Things angebunden. Doch in den Einsatzorten in Asien und
Lateinamerika ist der Internetzugang nicht immer stabil. Daherwird
das Unternehmen jetzt eineDatenübertragung per Smartphone
einführen, umper App eine Verbindung desGeräts beimKundenmit
demLabor desMittelständlers in Brandenburg herzustellen. „Wir
haben zudemalle bisher noch analogen Prozesse imHaus durch
digitale ersetzt, unser ERP erneuert, die Cloud erweitert und ein
Wiki eingeführt“, erklärt Geschäftsführer Erdmann Flindt. „Damit
sindwir effizienter und transparenter, können also unsere Produkte
günstiger, zuverlässiger und schneller anbieten.“ Die Anbindung
per App schützt die Daten des Kunden optimal und erlaubt rasche
Serviceleistungen. Auf einen Konjunkturabschwung sieht sich Flindt
gut vorbereitet, denn neben den digitalen Innovationenwurden
auch die Fixkosten gesenkt und geprüft, obwirklich alle geplanten
Investitionen nötig sind. Ziel ist es, sehr liquide zu bleiben.

NUR EINE HAUSBANK WAR FRÜHER

Die enge Zusammenarbeit mittelständischer Unternehmenmit
nur einer einzigen Bank ist überholt. In Zeiten niedriger Zinsen
suchen Banken verstärkt nach Geschäftsmodellen, die noch Profit
versprechen. Dazu nutzen sie zunehmend automatisierte Prozesse.
Die Risikobewertung nimmt eine Software vor, nicht mehr der
seit vielen Jahren vertraute Bankberater. Hannspeter Schubert,
Vorstand derMünchner Blue Cap AG, rät daher, feste Beziehungen
zumehreren Banken einzugehen. „Man ist dann nicht mit einer
Hausbank verheiratet, sollte aber auch das Gießkannenprinzip
vermeiden.“ Die Unternehmenmüssten ihre Hausaufgaben
erledigen und genau analysieren, welcher Finanzierungsbedarf
im eigenen Haus bestehe. „Die Banken ändern ihre Strategien
fortlaufend, daher sollte der Mittelstand in engem Kontakt
mit ihnen bleiben.“ Die Blue Cap AG ist eine börsennotierte
Holding, die inmittelständische Unternehmen verschiedener
Branchen investiert. Schubert erinnert außerdem daran, dass
Finanzierungen trotz der heute niedrigen Zinsen auf einem
deutlichen Eigenkapitalanteil basieren sollten. Dann stehe die
Kapitalversorgung auch bei einem Abschwung auf sicheren Füßen.

IN FORSCHUNG UND DATENSICHERHEIT INVESTIEREN

„In Forschung und Entwicklung zu investieren“, rät YorckOtto, Präsident
der Unionmittelständischer Unternehmen (UMU), denMitgliedern seines
Verbands.Otto, selbst Unternehmer, weist auf die zahlreichen staatlichen
Förderprogrammeundderen Bedeutung hin. Er sieht den Ausbau der
F&E-Kapazitäten als Dreh- undAngelpunkt für eine Zukunftsstrategie, denn
sie setzt eine systematische Personalpolitik zur Gewinnung von Fachkräften
voraus. Dabei ist es YorckOttowichtig, dass die Unternehmen ihre
Entwicklungsergebnisse konsequent gegenCyberkriminalität absichern.
„Zu viele Geschäftsführer imMittelstand haben die IT-Sicherheit noch nicht zur
Chefsache gemacht.“ DieDunkelziffer in Fällen vonCyberkriminalität sei hoch,
da Betroffene nicht öffentlich eingestehenwollten, dass sie geschädigt wurden.
Nur in 40 Prozent der Fälle würden die Behörden eingeschaltet. Jemehr
Geschäftsprozesse digitalisiert werden, destomehr Schnittstellen entstehen,
an denenDaten abgesaugtwerden können. „Vor allemHiddenChampions
werdenmassiv attackiert“, weißOtto. „MangelndeDatensicherheit führt jedes
Jahr zuMilliardenverlusten, hiermuss unbedingt vorgebeugtwerden.“

QUALIFIZIERUNG DER MITARBEITER VORANTREIBEN

„Natürlich dämpfen die aktuellen außenpolitischen Turbulenzen und
Unwägbarkeiten die Erwartungen einer Branche, die vomExport
lebt“, erklärt Charlotte Finger, geschäftsführendeGesellschafterin
derMaschinenfabrikMönninghoffGmbH&Co. KG in Bochum,
einemHersteller von elektrischer Antriebstechnik für denMaschinen-
undAnlagenbau. „Derzeit sind unsere Auftragseingänge noch
unbeeinträchtigt und die Kapazitäten sind voll ausgelastet.“Wenn
eine spürbare konjunkturelle Abkühlung eintreten sollte, dannmuss
das Unternehmen zunächst die hohen Auftragsbestände abbauen
und zu kürzeren Lieferzeiten zurückkehren. Imweiteren Verlauf einer
wirtschaftlichen AbschwächungwirdMönninghoff die Zeit nutzen,
in dieQualifizierung vonMitarbeitern zu intensivieren, um vor allem
imProduktionsbereichmit einer dynamischenDigitalisierung Schritt
zu halten. „ImÜbrigen“, ergänzt Charlotte Finger, „erleichtern es
uns unsereweitreichendenArbeitszeitkonten, sehr flexibel auf
eine schwankendeNachfrage zu reagieren.“ Für die Zukunft sieht
dieGeschäftsführerin ihr Unternehmen in einemchancenreichen
Umfeld: „Wir sindmit demdeutschenMaschinenbau breit aufgestellt
und sehen uns in seiner unbedingt technologischen Ausrichtung
einemwachsendenWeltmarkt gegenüber.“
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